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1. CDU/CSU und FDP hatten sich vor der Wahl für ein Festhalten an der Atomenergie eingesetzt. Bundes-kanzlerin Merkel hatte dies im ARD-Brennpunkt am 28.09.2009 noch einmal bekräftigt: “Wir brauchen die Atomenergie als Brückenenergie für eine bestimmte Zeit.“ Dafür seien die Kraftwerksbetreiber bereit, einen “dicken 2-stelligen Prozentsatz“ dem Staat zur Verfügung zu stellen. RWE-Chef Großmann meinte etwa 50 % (www.tagesschau.de/wahl/aktuell/atomenergie112lhtml, 29.09.2009).

2. Vorteile bei einer Laufzeitverlängerung um 10 Jahre bei einem Strompreis von 51 €/MWh
E.ON 8,3 Mrd. €, RWE 6,3 Mrd. €, EnBW 3,8 Mrd. € bei 25 Jahren Laufzeitverlängerung und 80 €/MWh für E.ON 31,5 Mrd. €, RWWE 22,8 Mrd. €, EnBW 14,6 Mrd. € (Landesbank Baden-Württemberg LBBW. Handelsblatt 29.09.09). Wie viel Geld die Politik konkret einfordern wird, ist noch offen. Das Geld soll für erneuerbare Energien, für die kerntechnische Sicherheit und zur Senkung der Stromsteuer führen.

3. Ausgewählte Wahlergebnis/Direktmandate: (Beilage FAZ 29.9.09)

a) Salzgitter/Wolfenbüttel 

SPD: 34,2 % (2005: 47,7 %) CDU: 30,7 % (2005: 31.3 %)
Gewählt:
Sigmar Gabriel, SPD

Da haben Gabriels polemische Anti-Atom-Ausfälle ihm selbst geschadet.

b) Lüchow-Dannenberg-Lüneburg 
SPD: 24,8 % (2005: 39,3 %) CDU: 28,7 % (2005: 30,8 %)
Gewählt:
Eckhard Pols, CDU

c) Stralsund-Nordpommern 
SPD: 12,9 % (2005: 25,7 %) CDU: 37,3 % (2005:34,6 %)
Gewählt:
Angela Merkel, CDU

d) Kulmbach 


SPD: 17,2 % (2005: 26,7 %)  CSU 49,5 % (2005:49,5 %)
Gewählt:
Freiherr v.u.z. Guttenberg, CSU

Umfragen zur Nutzung der Kernkraft sind jetzt hinfällig. Mit der Wahl hat eine Mehrheit der Bürger für den Stopp des Atomausstieges gestimmt (Kommentar Tagesspiegel 29.099.09, S. 8). Da hat auch der Anti-Atom-Wahlkampf von Gabriel nichts genutzt (www.n-tv.de 28.09.09).

4. Die Grünen in Tschechien lehnen den Ausbau der Atomenergie nicht mehr kategorisch ab, wie aus dem Wahlprogramm für die Parlamentswahl im Oktober 2009 hervorgeht. Dies müsste jedoch ohne staatliche Subventionen erfolgen und der Betreiber müsste für alle Schäden im Havariefall haften. (Neues Volkblatt Linz/Österreich, 24.08.09)

5. Emirate wollen Kernkraft Bis zum Jahr 2017 soll das erste KKW ans Netz gehen, zwei weitere sollen 2020 fertig sein. Den Brennstoff dafür will das Land ausschließlich importieren. Es wird erwartet, dass die eigens gegründete Atomenergiegesellschaft (Enec) im Laufe des Monats einen Auftrag über umgerechnet 27 Mrd. EUR für mehrere Kernkraftwerke vergeben wird. Die Vereinigten Arabischen Emirate haben ein Gesetz erlassen, das sowohl die Urananreicherung als auch die Wiederaufarbeitung alter Brennstäbe in dem Land verbietet. So sollen politische Bedenken gegen den Export von Atomtechnik in den Nahen Osten entkräftet und der Weg für eigene Kernkraftwerke geebnet werden. (Süddeutsche Zeitung 07.10.09)

6. RWE hat die 1. Pilotanlage zur CO2-Entfernung aus dem Rauchgas beim RWE-Braunkohlenkraftwerk Niederaußem in Bergheim (Rheinland) in Betrieb genommen. Der Versuchsbetrieb soll bis Ende 2010 laufen. Die 9 Mill. € teure Anlage kann 300 kg CO2/h aus dem Rauchgas entfernen. Die neue Technik ist auch für andere energieintensive Branchen interessant, da sie nachträglich eingebaut werden kann. (Marler Ztg. 19.08.09)

7. Der norwegische Öl- und Gaskonzern Statoil Hydro hat seit 1996 rund 10 Mill. t CO2 testweise in Gestein unter der Nordsee gepumpt. Das CO2 blieb stabil in der Lagerstätte und stieg nicht etwa in Gasblasen wieder auf. Nach einer Studie von Geologen der Universität Edinburgh könnten unter der britischen Nordsee mit seinen zahlreichen Höhlen und Sandsteinablagerungen 200-300 Jahre lang bis zu 200 Mill. t CO2 aus den Kraftwerken in ganz Nordeuropa sicher eingelagert werden. Die über den Sandsteinablagerungen liegende Tonschicht verhindere das Entweichen des CO2. Das Speicherpotential in Deutschland für das in deutschen Kraftwerken entstehende CO2 soll nur für einen Zeitraum von 30-70 Jahren reichen (VDI-Nachrichten 18.09.09, S. 8, Veröffentlichung der Energie-Agentur NRW in Innovation & Energie Nr. 3 2009 S. 8 Manfred Fischedick, Wuppertal-Institut)

7. Der größte deutsche Aluminiumproduzent Trimet arbeitet auch in der Krise mit (geringem) Gewinn (Standorte in Essen und Hamburg, 1548 Mitarbeiter). Der Umsatz ging um fast 300 Mill. € auf 827 Mill. € zurück. Die Produktion wurde wieder auf 2/3 der Kapazität hochgefahren. Trimet leidet unter den CO2-Zertifikationskosten und erwartet Unterstützung vom Bund und EU (FAZ 01.10.09, S. 17.)

8. International protest march to save world-famous Mont-Saint-Michel from windfarms Press release from the European Platform Against Windfarms ( EPAW ) - September 28th, 2009 www.epaw.org
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